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Beschluss vom 10. Oktober 2018, | B 26/18

Revision in Thiiringer Kirchensteuersachen
ECLI:DE:BFH:2018:B.101018.1B26.18.0

BFH I. Senat

FGO § 33 Abs 1 Nr 4, FGO § 118 Abs 1 S 2, FGOAG TH § 4 Nr 3

vorgehend Thuringer Finanzgericht , 29. Januar 2018, Az: 2 K 410/17
Leitsatze

NV: Die Revision kann nicht auf eine Verletzung des Thuringer Kirchensteuerrechts gestutzt werden .

Tenor

Die Beschwerde des Klagers wegen Nichtzulassung der Revision gegen das Urteil des Thiringer Finanzgerichts vom 30.
Januar 2018 2 K 410/17 wird als unzuldssig verworfen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens hat der Klager zu tragen.

Tatbestand

1  Der Beklagte und Beschwerdegegner (das Finanzamt --FA--) hat im Jahr 2016 gegen den im Freistaat Thuringen
wohnenden Kldger und Beschwerdefihrer (Klager) fiir die Jahre 2012 bis 2015 evangelische Kirchensteuer nach
dem Thiringer Gesetz zur Regelung des Kirchensteuerwesens vom 3. Februar 2000 (Gesetz- und Verordnungsblatt
--GVBL-- 2000, 12, zuletzt gedndert durch 3. Anderungsgesetz vom 10. Juni 2014, GVBL 2014, 157) festgesetzt.
Dagegen wendet sich der Klager mit der Begriindung, er sei im Jahr 1984 durch mundliche Erklarung gegentber
einer Mitarbeiterin der Superintendentur der evangelischen Kirche aus der Kirche ausgetreten.

2 Die Klage blieb ohne Erfolg. Das Thuringer Finanzgericht (FG) hat sie mit Urteil vom 30. Januar 2018 2 K 410/17 als
unbegrundet abgewiesen, weil zum einen die mundliche Erklarung des Klagers lediglich als Absichts- und nicht als
Austrittserklarung zu verstehen gewesen sei und zum anderen auf der Grundlage des damaligen Rechts (Verordnung
Uber den Austritt aus Religionsgemeinschaften o6ffentlichen Rechts vom 13. Juli 1950, GBL. DDR 1950, 660) eine
mundliche Austrittserklarung rechtsunwirksam gewesen ware. Auf den Grundsatz von Treu und Glauben oder die
Einrede der Verwirkung kdnne sich der Klager nicht mit Erfolg berufen.

3  Der Klager beantragt mit seiner Beschwerde, die Revision gegen das FG-Urteil zuzulassen.

4  Das FA beantragt, die Nichtzulassungsbeschwerde als unzuldssig zu verwerfen.

Entscheidungsgrunde

5 Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulassig. Der Klager hat keinen der in § 115 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung
(FGO) genannten Zulassungsgrunde schlissig dargelegt.

6 1. Der Klager beruft sich auf den Zulassungsgrund der Erforderlichkeit einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs zur
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Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung (&8 115 Abs. 2 Nr. 2 Variante 2 FGO) und macht geltend, das
angefochtene Urteil weiche von dem Beschluss des Thiringer FG vom 16. August 2000 111 333/99 V ab. Dieses habe
es als mdglich angesehen, dass in der Rechtswirklichkeit der Deutschen Demokratischen Republik auch eine
Austrittserklarung gegeniiber dem "Kirchenbeauftragten” wirksam gewesen sei.

Die Beschwerde kann in diesem Punkt indessen schon deshalb nicht zum Erfolg flhren, weil sich die
Kirchensteuerpflicht des Klagers nach Thiringer Kirchensteuerrecht richtet und es sich hierbei um nicht revisibles
Landesrecht handelt. Gemaf3 § 118 Abs. 1 Satz 1 FGO kann die Revision nur darauf gestitzt werden, dass das
angefochtene Urteil auf der Verletzung von Bundesrecht beruht.

Die Revisibilitat des Thuringer Kirchensteuerrechts lasst sich entgegen der Auffassung des Klagers nicht aus § 118
Abs. 1 Satz 2 FGO ableiten. Danach kann die Revision auch auf die Verletzung von Landesrecht gestiitzt werden,
soweit im Fall des & 33 Abs. 1 Nr. 4 FGO die Vorschriften des Unterabschnitts der Revision (88 115 ff. FGO) durch
Landesgesetz fur anwendbar erklart werden.

GemaR & 33 Abs. 1 Nr. 4 FGO ist der Finanzrechtsweg auch gegeben, wenn er fiir die betreffenden Streitigkeiten
durch Bundesgesetz oder Landesgesetz erdffnet ist. Das anhangige Verfahren betrifft zwar einen Fall des & 33
Abs. 1 Nr. 4 FGO, weil & 4 Nr. 3 des Thuringer Gesetzes zur Ausfuhrung der Finanzgerichtsordnung vom 18. Juni
1993 --ThirAGFGO-- (GVBL 1993, 334) den Finanzrechtsweg auch fir 6ffentlich-rechtliche Streitigkeiten Uber
Kirchensteuern und Kirchgeld eroffnet. Jedoch reicht allein die Er6ffnung des Finanzrechtswegs zur Revisibilitat des
betreffenden Landesrechts nach & 118 Abs. 1 Satz 2 FGO nicht aus. Vielmehr ist dafur nach standiger
Rechtsprechung auch erforderlich, dass der Landesgesetzgeber die Vorschriften des Unterabschnitts der Revision
(88 115 ff. FGO) fur anwendbar erklart hat (z.B. Senatsurteil vom 7. August 1985 | R 309/82, BFHE 145, 7, BStBL 11
1986, 42; Senatsbeschluss vom 28. November 2007 | R 99/06, BFHE 221, 288, BStBL 1l 2011, 40; Graber/Ratschow,
Finanzgerichtsordnung, 8. Aufl., § 118 Rz 18, m.w.N.). Eine solche Anweisung enthalt & 4 Nr. 3 ThirAGFGO indes
nicht.

2. Entsprechendes gilt, soweit der Klager sich auf den Zulassungsgrund der grundsatzlichen Bedeutung der
Rechtssache (§ 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO) beruft. Die vom Klager in diesem Zusammenhang aufgeworfenen Fragen
betreffen ebenfalls die nach Thuringer Landesrecht zu beurteilende Kirchensteuerpflicht des Klagers und sind
mangels Revisibilitat in dem angestrebten Revisionsverfahren nicht klarungsfahig.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf & 135 Abs. 2 FGO.

4. Von einer weiter gehenden Begrindung wird gemaf? & 116 Abs. 5 Satz 2 FGO abgesehen.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Page 2 of 2


https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE201950013/

	Beschluss vom 10. Oktober 2018, I B 26/18
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



